







65594 Runkel, den 10.02.2011
Niederschrift

über die 51. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 09.02.2011, um 19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in

Runkel einberufenen 51. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß 

geladen war, sind erschienen: 
Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1.   Ackermann, Wolfgang

2.   Becker, Erhard
3.   Belz, Martin

4.   Bender, Horst

5.   Bergmeier, Margret

6.   Brahm, Bernhard

7.   Bremser, Eberhard

8.   Burggraf, Lothar
9.   Daniel, Günter

10. Demel, Christoph

11. Falk, Wolfgang

12. Gebhart, Günter


	13. Hastrich, Manfred
14. Kilb, Michael

15. Kuhlisch, Thomas

16. Naß, Armin

17. Nies, Arnold

18. Polomski, Bernhard
19. Rosbach, Volker
20. Ruttmann, Dr. Gerhard

21. Schmidt, Hugo

22. Thomas, Michaela

23. Trog, Hans-Karl


Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender

2. Burggraf, Gertrud
3. Christl, Lothar
4. Duchscherer, Antonius
	5. Hemming, Sabine
6. Räbiger, Wolf-Dirk
7. Schmidt, Theo

8. Uhl, Michael


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 03. Februar 2011 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 04. Februar 2011 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. 

Entschuldigt fehlen seitens der CDU-Fraktion: die Herren  Horst Christmann, 

Andreas Dorn, Jürgen Arnold und Frank Burggraf 
Entschuldigt fehlen seitens der SPD-Fraktion: die Herren Dieter Beul,  Jörn Uhl und  Rainer Röth 
Entschuldigt fehlt seitens des Magistrats: Herr Heiko Steinhauer
Herr Kuhlisch hat sich entschuldigt und kommt später.
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Herr Stadtverordnetenvorsitzender Rosbach begrüßt die Stadtverordneten und Besucher.
Herr Rosbach, sagt dass er froh ist, nach einem halben Jahr wieder den Vorsitz übernehmen zu können und bedankt sich bei seinem Vertreter, Herrn Thomas Kuhlisch.

Herr Rosbach fragt, ob es Einwände gegen die Tagesordnung gibt. Da das nicht der Fall ist, leitet er weiter zur Tagesordnung.

Tagesordnung:

Punkt 1
Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass keine Anfragen an den Magistrat vorliegen.
Punkt 2

Verkauf städtischer Grundstücke;

hier:
Teilfläche von ca. 8,5 m² der städtischen Wegeparzelle Gemarkung Runkel,


Flur 1, Flurstück 274

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass dieser Antrag vor vielen Jahren schon einmal vorlag. Nachdem der Antragsteller dieses Grundstück bereits über viele Jahre gepachtet hat, ist keine Erschließung über diese kleine Fläche möglich und somit steht einem Verkauf nichts im Wege. 
Die Kosten, die durch die Vermessung entstehen, werden durch den Erwerber getragen.

Herr Becker, Fraktionsvorsitzender Bürgerliste, fragt warum die städtische Wegeparzelle gleich verkauft und nicht erst entwidmet werden soll.  Weiter fragt Herr Becker, warum der Preis bei

2,-- €/m²  liegt. Der Bodenrichtwert in diesem Gebiet liegt bei 60,-- €/m². Die Stadt Runkel hat in Dehrn Gartenland zu einem Preis von 7,67 €/m² verkauft. In Hofen wurde kürzlich ein ähnliches Gelände zu einem Preis von 35,-- €/m² verkauft. Hier stellt sich die Frage der Preisgestaltung. Herr Becker hätte gerne eine nähere Erläuterung. 

Frage 1: Warum wird in diesem Fall anders verfahren?

Frage 2: Wie gestaltet sich der Preis?

Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass eine Entwidmung noch vorgenommen werden muss. Die vorgenannten Grundstücke sind nicht vergleichbar. Die Fläche ist weder als Gartenland noch als Bauland ausgewiesen. Die Fläche ist Grünland. Der Quadratmeterpreis ist so angesetzt wie der Bodenrichtwert Grünland ausweist. 
Herr Rosbach stellt fest, dass es keine weiteren Nachfragen gibt und bittet um Abstimmung.
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Beschluss: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig die Entwidmung und den Verkauf einer ca. 8,5 m² große Teilfläche der städtischen Wegeparzelle Gemarkung Runkel, Flur 1, Flurstück 274 an Herrn Peter Fluck aus Runkel. Der Quadratmeterpreis beträgt 2,00 Euro. Herr Fluck trägt sämtliche mit der Entwidmung der Teilfläche und der Durchführung des Kaufvertrages anfallenden Kosten. 
Abstimmung:


Ja – 22


Nein – 0

Punkt 3
Einziehung von Teilflächen der öffentlichen Wegeparzellen Gemarkung Schadeck, 

Flur 1, Flurstücke 96/4 und 99

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erklärt, dass dieser Punkt bereits in der Stadtverordnetenversammlung am 25.08.2010 behandelt wurde. Die Entwidmung wurde dem Magistrat in Auftrag gegeben. Herr Rosbach fragt, ob es dazu Nachfragen gibt.
Herr Becker, Fraktionsvorsitzender Bürgerliste, fragt ob der Verkaufspreis von 46,02 €/m² von den Käufern akzeptiert wurde. 
Herr Bürgermeister Bender sagt, dass die Einverständniserklärung von den Käufern vorliegt.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig die Einziehung der in Rede stehenden Flächen. Der Magistrat wird mit der Umsetzung der Einziehung beauftragt.

Abstimmung:

  
Ja – 22


Nein – 0

Punkt 4
Bauleitplanung der Stadt Runkel im Stadtteil Hofen;

hier:
Bebauungsplan „Dorfgemeinschaftshaus Hofen“


- Fassung des Abwägungsbeschlusses zu den eingereichten Anregungen und

             Bedenken aus den durchgeführten Verfahren gemäß § 13 Absatz 2 und § 3 

             Absatz 2 BauGB


- Fassung des Satzungsbeschlusses (Planfassung Januar 2011 – Entwurf zum

             Satzungsbeschluss)


- Zustimmung zur Begründung

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erklärt, dass das Beteiligungsverfahren für den Bebauungsplan „Dorfgemeinschaftshaus Hofen“ im Zeitraum vom 25.10.2010 bis einschließlich 26.11.2010 durchgeführt wurde. Der Magistrat hat sich am 10.01.2011 noch einmal mit der Angelegenheit befasst. 
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Beschluss:
1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, die eingegangenen 
   Anregungen und Bedenken aus den durchgeführten Verfahren gemäß § 13 Absatz 2 BauGB
   und § 3 Absatz 2 BauGB gemäß den Empfehlungen des Planers abzuwägen. Die 
   Empfehlungen werden zum Bestandteil des Protokolls erklärt. 

Abstimmung:


Ja – 22


Nein – 0

2. Die Festsetzung des Bebauungsplans sind das Ergebnis einer gerechten Abwägung aller

    erkennbaren öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander. Die 

    Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt  einstimmig den Bebauungsplan 

    „Dorfgemeinschaftshaus Hofen“ gemäß § 10 BauGB in der Planfassung der Offenlage gemäß

    § 3 Absatz 2 BauGB unter Einbeziehung der unter Punkt 1 beschossenen Änderungen und

    Ergänzungen als Satzung (Planfassung Januar 2011 – Entwurf zum Satzungsbeschluss).

Abstimmung:


Ja – 22


Nein – 0

Herr Stadtverordneter Kuhlisch nimmt ab 19.50 Uhr an der Sitzung der  Stadtverordnetenversammlung teil. 
3. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig die Begründung

   des Bebauungsplanes.

Abstimmung:


Ja – 23


Nein – 0

Punkt 5
Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:
Anpassungspflicht gemäß § 1 Absatz 4 BauGB für Bebauungspläne, die unter

            Geltung der Baunutzungsverordnung (BauNVO) 1962 bzw. 1968 aufgestellt

            wurden 


- erneute Vorlage

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach teilt mit, dass dieser Punkt bereits in der Stadtverordnetenversammlung am 17.12.2010 in Arfurt behandelt wurde. Die Vorlage wurde damals an den Magistrat zurückverwiesen. Heute  liegt eine neue Vorlage vor. Herr Rosbach fragt Herrn Bürgermeister Bender, ob dazu Ergänzungen vorliegen. 
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass der Bebauungsplan Runkel überholt ist. Es gibt einen neuen rechtskräftigen Bebauungsplan aus dem Jahr 2003. Der alte Bebauungsplan ist nicht mehr gültig. 
Der Bebauungsplan Dehrn ist vom Kreisbauamt Limburg rechtlich geprüft worden. Der bestehende Bebauungsplan wird nicht mehr angewandt, weil er stark fehlerhaft ist, d.h. mit Rechtsmängeln behaftet ist. In Dehrn gibt es wenig gültige Bebauungspläne. Viele Bereiche sind hauptsächlich auf der Grundlage von § 34 BauGB genehmigt worden. 
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Herr Becker, Fraktionsvorsitzender Bürgerliste, fragt ob der Bebauungsplan für die Stadt Runkel, der im Jahr 2003 rechtskräftig geworden ist,  ein anderer rechtskräftiger Bebauungsplan ist, als der vom 25.09.2002.
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass der  Bebauungsplan Runkel im Jahr 2003 rechstkräftig wurde. Es ist der  Bebauungsplan vom 25.09.2002. 

Herr Becker stellt fest, dass dem RP ein solcher rechtsgültiger Bebauungsplan nicht vorgelegen hat, da der RP sonst nicht tätig geworden wäre. Auch dieser Bebauungsplan muss dem Raumordnungsplan angepasst werden.
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass der Bebauungsplan vorhanden ist. Der RP hat der Stadt Runkel einen Entwurf zugestellt.
Herr Stadtverordneter Kuhlisch fragt, ob die rechtliche Überprüfung des Bebauungsplans tatsächlich am 17.01.2001 erfolgt ist. Herr Bürgermeister Bender bejaht dies. Die Überprüfung ist durch das Kreisbauamt in Limburg erfolgt. 

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach fragt, ob es noch Nachfragen gibt. Da dies nicht der Fall ist, liest er noch einmal den Beschlussvorschlag vor.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammung der Stadt Runkel fasst einstimmig den Grundsatzbeschluss, dass sie für den Fall, dass im räumlichen Geltungsbereich der nachfolgend aufgeführten Bebauungspläne ein Vorhaben des „großflächigen Einzelhandels“ realisiert werden soll, eine Veränderungssperre beschließt und einen Aufstellungsbeschluss zur Änderung des Bebauungsplans zwecks dessen Anpassung an die Ziele der Raumverordnung fassen wird.

Folgende Bebauungspläne sind von dem vorgenannten Beschluss betroffen:

- Stadtteil Ennerich, Bebauungsplan „Großmannswiese, Vor dem Holz, Hammerberg“

- Stadtteil Steeden, Bebauungsplan „In der Hostert, Vor dem Heiligenhaus“

Abstimmung:

Ja – 23


Nein – 0
Punkt 6
Schenkung von unbebauten und bebauten Grundstücken in der Gemarkung Arfurt sowie eines Geldbetrages an die Stadt Runkel;

hier:
Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erläutert, dass es um vier Gartengrundstücke, eine Ackerlandfläche und ein bebautes Grundstück sowie einen Geldbetrag von 60.000,-- € geht, die Herr Alois Müller der Stadt schenken möchte. 

Die Verwaltungsvorlage ist sehr ausführlich. 

- 6 -

Herr Becker, Fraktionsvorsitzender Bürgerliste, fragt ob es bereits Pläne gibt, was mit dem Wohnhaus auf dem Grunstück Flur 2, Flurstück 167/78 geschehen soll. 

Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass es noch keine Pläne gibt, weil abgewartet werden soll ob das Parlament der Schenkung zustimmt.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig die Annahme der Schenkung von Herrn Müller.

Abstimmung:


Ja – 23


Nein - 0
Punkt 7
A)
Entwurf der Haushaltssatzung nebst Haushaltsplan und Anhang für das


Haushaltsjahr 2011

B)
Haushaltssicherungskonzept

C)
Investitionsprogramm und Ergebnis- und Finanzplanung für die


Jahre 2011 –  2015


hier:
Bericht zu den Punkten A - C durch den Vorsitzenden des Haupt- und

                        Finanzausschusses, Herrn Gebhart, mit Beschlussvorschlägen

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erläutert, dass dieser Punkt in der letzten Sitzung von Herrn Bürgermeister Bender eingebracht wurde. Der HFA hat sich in zwei Sitzungen mit den gesamten Fragen zum Haushaltsplan befasst und bittet Herrn Gebhart um seinen Bericht. 
Herr Stadtverordneter Gebhart berichtet wie folgt:
Der HFA hat sich auftragsgemäß in zwei Sitzungen mit dem eingebrachten Haushaltsplan 2011, dem Investitionsprogramm 2011 – 2014 und dem Stellenplan befasst. Die einzelnen Planungsansätze sind uns vom Bürgermeister und von mehreren Mitarbeitern aus der Verwaltung umfänglich erläutert worden.

Das Zahlenwerk wurde in und zu den HFA-Sitzungen an einigen Stellen an die aktuellen Informationen (Steuern) angepasst, einige Ansätze wurden geändert und ergänzt. Er geht davon aus, dass alle Detailinformationen von den Mitgliedern des HFA in die Fraktionen übermittelt worden sind und möchte eine Einzeldarstellung ersparen. Für etwaige Fragen stehe er natürlich zur Verfügung.

Diese Änderungen haben zu neuen Gesamtdarstellungen geführt, die in der neu erstellten Vorlage enthalten sind.

 Der Gesamt-Ergebnis-Haushalt 2011 schließt bei ordentlichen Erträgen von 13.763.500 € und ordentlichen Aufwendungen von 15.078.800 € mit einem Verwaltungsergebnis von -1.315.300 € ab. Unter Berücksichtigung eines Finanzergebnisses von -690.300 € ergibt dies ein Jahresergebnis von –1.993.600 €.
Bereinigt um die darin enthaltenen, nicht finanzwirksamen, Positionen (Abschreibungen, Rückstellungen) von 849.100 € ergibt sich ein Finanzbedarf von 1.144.500 €.

Die Investitionen betragen 2.500.000 €, darauf erhalten wir Zuschüsse von 413.000 €, über Kreditaufnahme werden 1.999.000 € finanziert. Die Tilgungen der bestehenden Kredite betragen 648.000 €, die Netto-Neuverschuldung somit 1.351.000 €.
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Unter Berücksichtigung der dargestellten Finanzbewegungen ergibt sich ein Finanzmittelbedarf von 1.868.500 €, der über Kassenkredite abzudecken wäre (und die Verschuldung entsprechend erhöhen würde).

Ein erheblicher Beitrag zu diesem negativen Ergebnis entsteht im Bereich der Kindergärten (-1.100.300 €), gefolgt von den Ausgaben im Bereich Straßen, Wege, Plätze mit Unterhaltung, Reinigung und Beleuchtung (-1.109.200 €). Der Bereich Stadt- und Bauplanung und Bauverwaltung schließt mit einem Verlust von 508.000 € ab, die DGH und sonstigen wirtschaftlichen Einrichtungen mit einem Verlust von 417.900 € und der Bereich öffentliche Grünanlagen, Friedhöfe und Wald mit weiteren 357.000 €. Damit sind die wesentlichen Verlustbringer genannt.

Das Investitionsprogramm von Brutto 2.500.000 €, abzüglich der Investitionszuschüsse verbleiben noch ca. 2,0 Mio €, wird hauptsächlich durch EKVO-Investitionen von 1.450.000 € geprägt. Der Rest teilt sich auf verschiedene kleinere Einzelmaßnahmen auf.

Im vorgelegten Stellenplan wurde auf Antrag der BL auf den Einzelausweis der anteiligen Stellen für die geringfügig Beschäftigten verzichtet. Stattdessen werden die Gesamtzahl der geringfügig Beschäftigten und das voraussichtliche Kostenvolumen unter den ergänzenden Bemerkungen dargestellt. Dieser Antrag ist mit 4 Ja-Stimmen bei 3 Nein-Stimmen angenommen worden. Der Stellenplan enthält, wie in den Erläuterungen dargestellt, 1,5 zusätzliche Stellen, jeweils 0,5 in Einwohner-Meldeamt, Ordnungsamt und Ordnungsbezirk.

Aufgrund des nicht ausgeglichenen Ergebnisses hat die STVV gemäß HGO ein Haushalts-Sicherungskonzept zu beschließen. Die Verwaltung hat dieses Konzept aufgrund von Anregungen aus dem HFA überarbeitet. Wir sind uns dabei bewusst, dass wir den ausgewiesenen Verlust kurzfristig nicht ausgleichen können, es sei denn von Bund, Land oder Steuerzahlern fließen uns zusätzliche Einnahmen zu. Eine Situation, in der sich nahezu alle Kommunen im Lande befinden. Wir haben in dem Konzept die wichtigsten Verlustbringer aufgezeigt, neben den Kindergärten sind es die Unterhaltungen der in den letzten 10 – 15 Jahren geschaffenen Infrastruktur in unserer Stadt (Bürgerhäuser, Straßen, Plätze, Sportplätze, Grünanlagen und Friedhöfe).

Natürlich kann man hier Kostenreduzierungen bei den Bewirtschaftsungskosten erreichen, aber in welchem Umfang. Spürbare Ergebnisverbesserungen in diesen Bereichen sind nur über drastische Erhöhungen der Benutzungsgebühren oder Reduzierungen auf der Angebotsseite zu erzielen. Beides ist beispielsweise bei den Kindergärten aus sozialpolitischer Sicht, auch von Bund und Land, nicht gewollt. Darüber hinaus haben wir die Bürger gerade zu Beginn dieses Haushaltsjahres 2011 mit deutlichen Gebührenerhöhungen bei Wasser und Abwasser zur Kasse gebeten.

Beschlussvorschlag:

Der HFA schlägt der STVV den geänderten Haushaltsplan 2011 zur Annahme vor, bei Ergebnishaushalt, Investitionsprogramm und Satzung einstimmig, beim Stellenplan mehrheitlich (4 Ja-Stimmen bei 3 Enthaltungen).
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Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach bedankt sich bei Herrn Gebhart und schlägt eine Strukturierung für die Wortmeldungen beginnend mit dem Ergebnishaushalt 2011 inklusive dem Stellenplan, dann den Finanzhaushalt inklusive der Investitionen, danach über das Haushaltssicherungskonzept und letztlich das Investitionsprogramm und abschließend die Fassung des Beschlusses zur Haushaltssatzung.

Herr Stadtverordentenvorsteher Rosbach erteilt das Wort an Herrn Becker (BL). Herr Stadtverordneter Becker fragt nach der Zuordnung des Weges Totdenhausen in Schadeck im Haushaltsplan unter der Produktgruppe Förderung der Landwirtschaft oder öffentlicher Grün- und Landwirtschaftsbau. Eine weitere Frage richtet er an Herrn Bürgermeister Bender, in dem er bemerkt, ob der Anlieger an diesem Weg nicht mit einem entsprechenden Anteil zur Wiederherstellung dieses Weges herangezogen werden könnte, da sein Anwesen zum Teil über diesen Weg erschlossen wird. 
Herr Bürgermeister Bender entgegnet, dass der Anlieger nicht an den Kosten beteiligt werden kann, da diese Erschließungsmaßnahme der Allgemeinheit dient und kein erstmaliger Ausbau stattfindet. Gleichzeitig erklärt er prüfen zu lassen, ob beim erstmaligen Ausbau der Anlieger zur Kostenbeteiligung herangezogen wurde.

Herr Stadtverordneter Becker bittet um Erläuterungen bezüglich der Wasserleitung zum Schloss Dehrn. Hier sind  im Teilfinanzplan zum Produkt 5382 für 2011 nach mündlicher Aussage der Verwaltung in der letzten HFA-Sitzung auch die Ansätze für eine neue Wasserleitung für Schloss Dehrn vorgesehen. Aus einer Aufstellung über die Abwicklung der EKVO bis 2017, waren in dem Ansatz der Investitionen für 2010 über 968. 000 Euro (Wasserleitung Schloss Dehrn 75.000,-- €) enthalten, die angeblich jetzt zum Einsatz kommen sollen. Er fragt an, ob für 2011  keine Beträge mehr für die Wasserleitung zum Schloss Dehrn im Haushaltsplan eingestellt sind. Was wird im jetzt laufenden Jahr hinsichtlich einer neuen Wasserleitung für Schloss Dehrn gebaut und welche Maßnahme in Höhe von 158.000 Euro für Schloss Dehrn in  2017 sind hier angedacht?  Konkret möchte Herr Becker wissen, wann die Wasserleitung zum Schloss in Dehrn gebaut wird, zu welchen Kosten und in welchem Haushalt die Ansätze  zu finden sind.
Herr Bürgermeister Bender berichtet, dass die Baumassnahme ausgeschrieben und vergeben ist. Sie wird bald begonnen und umgesetzt. Getragen wird sie von den eingestellten Kosten 2010, die noch nicht verausgabt worden sind. Zu den Maßnahmen für 2017 muss Herr Bürgermeister Bender Rücksprache mit dem Bauamt halten.
Zum Schloss Dehrn soll dieses Jahr die neue Wasserleitung verlegt werden. Diese wird nicht mehr über Privatgrundstücke laufen. Die Anschlüsse an die einzelnen Hausanschlüsse zu bringen könnten dem genannten Betrag von 158.000 Euro  entsprechen.  

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach regt zusätzliche Erläuterungen  zu den geringfügig Beschäftigen an, die ihre Einsatzbereiche aufzeigen, mit aufzunehmen.

Herr Stadtverordneter Gebhart regt hierzu an, die Anzahl und den Aufwand für die geringfügig Beschäftigten als Erläuterung in den einzelnen Teilhaushalten darzustellen. Herr Bürgemeister Bender stimmt dieser Anregung zu und wird sie zur Umsetzung geben. 
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Herr Stadtverordnete Naß stellt Fragen zum Radweg R7. Im Haushalt sind auf Seite 151, 404.000 Euro mit einem Zuschuss von 308.000 Euro genannt. Von wo stammt die Restsumme? 
Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass der Landkreis Limburg-Weilburg sich hälftig beteiligt.
Herr Stadtverordneter Naß erwähnt, dass bereits beim  Endausbau des Radweges zwischen Steeden und  Dehrn erhebliche Kosten auf die Stadt zukamen. Er weist daraufhin, dass bei nicht absehbaren Kosten die CDU-Fraktion einen Antrag stellt, der beinhaltet, dass erst eine richtige Planung erstellt wird und diese noch einmal dem Parlament vorzulegen ist. 
Herr Bürgermeister Bender entgegnet, dass bezüglich des Endausbaus Steeden / Dehrn  der Fehler bei der Bauaufsicht lag, welches zur Folge hatte, dass das Hochwasser die Asphaltdecke weggeschwämmte. Dies hat dazu geführt, dass höhere Kosten angefallen sind. Mittlerweile läuft ein Rechtstreitverfahren mit dem entsprechenden Ingenieurbüro.
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass aus dem vorgenannten Endausbaus gelernt wurde. Ein anderes Planungsbüro ist mit der Maßnahme betraut. Zu dieser Maßnahme gibt es eine andere Planung. Diese wird nicht direkt an der Lahn entlang gebaut. Der geplante Radweg wird tiefer gelegt um dem Hochwasser keine Angriffsfläche zu bieten. Diesbezüglich ist hier keine Kostensteigerung zu erwarten.
Auf Wunsch von Herr Naß wird Herr Bürgermeister Bender eine schriftliche Zusage vom Landkreis für die hälftige Beteiligung einholen.

Herr Stadtverordneter Gebhart fragt Herrn Naß, wie er auf 50.000,-- € kommt. Im Haushaltsplan S. 151 ist aufgeführt: Verlegung Radweg Investition 404.000,-- € und Sonderposten Verlegung Radweg 308.000,-- €. Es verbleiben 96.000,-- €. Der Bauamtsleiter, Herr Kremer, hat mitgeteilt, dass eine Baugenehmigung vorliegt und dass Zuschüsse von 308.000,-- € zugesagt wurden. 
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass der Nachtragshaushalt im Dezember 2010 bei der Kreisverwaltung zur Genehmigung abgegeben wurde. Die Aufsicht ist zur Zeit sehr stark gefordert, weil die komplette Kommunalwahl über die dortige Kommunalaufsicht abgewickelt wird. Aus diesem Grund  hat die Stadt Runkel bis heute keinen genehmigten Nachtragshaushalt vorliegen. Wenn sich die Stadtverordnetenversammlung nicht über den Haushalt 2011 einigen kann, wird sich die Genehmigung des Haushalts möglicherweise bis in die 2. Jahreshälfte 2011 und somit auch der Endausbau des Radwegs verzögern. 

Herr Stadtverordneter Becker berichtet, dass noch Berichtigungen im Bereich der Abschreibungen und der Auflösung von Sonderposten anstehen, die laut Verwaltung noch nicht abschließend beziffert werden können. Die Bürgerliste ist gespannt, wie die Gebühren für Wasser und Abwasser sowie Kindergärten dadurch noch beeinflusst werden. 
 Herr Becker erinnert, dass die Vorlage des Haushaltsplanes bei der Aufsichtsbehörde spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres erfolgen soll. Die beschlossenen Investitionen für das neue Haushaltsjahr sollen zeitgerecht begonnen und umgesetzt werden. 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach schlägt vor, den Entwurf des Ergebnishaushaltes aufzurufen. Wenn es dazu Änderungsanträge gibt, bittet er, diese zu benennen.

Es gibt keine Änderungsanträge.
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Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach fragt, ob es zum Stellenplan Änderungsvorschläge gibt.

Herr Stadtverordneter Naß teilt mit, dass die CDU-Fraktion zu den 3 zusätzlichen Halbtagsstellen eine Einzelabstimmung beantragt. Die CDU-Fraktion ist bei einem deffizitären Haushalt nicht dafür, Stellen zu mehren. Herr Naß führt aus, dass die zusätzlichen Stellen den Haushalt belasten. Eine Stelle im Ordnungsbehördenbezirk ist auf 2 Jahre befristet, wobei die Aufgabenstellung nicht befristet ist. Aus diesem Grund wird diese Stelle  nach 2 Jahren  fest im Haushalt verankert. Die CDU-Fraktion ist der Meinung, man solle im Ordnungsbehördenbezirk erst einmal abwarten, wie die Sachlage nach der Fertigstellung der Umgehung in Dehrn ist, wenn ein Starenkasten aufgestellt wird.  In Steeden wird der Verkehr durch den geplanten zweiten Fußgängerüberweg beeinflusst. 
Herr Naß ist der Meinung, dass anhand der  Interkommunalen Zusammenarbeit (mit den umliegenden Gemeinden) geprüft werden sollte, ob eine Stellenmehrung verhindert werden kann. Die CDU-Fraktion schlägt vor, aus dem Ordnungsbehördenbezirk Villmar/Weinbach auszutreten, sodass der Ordnungspolizist nur für Runkel zuständig ist. Die CDU-Fraktion beantragt, diese 3 neuen Halbtagsstellen nicht zusätzlich in den Haushalt 2011 einzubringen.
Herr Bürgermeister Bender begründet die Einbringung der 3 neuen Halbtagsstellen in den Haushalt 2011 wie folgt:

Sinn und Zweck einer zusätzlichen halben Stelle im Ordnungsbezirk ist nicht nur der Bereich des Straßenverkehrs, sondern auch der zunehmende Vandalismus in öffentlichen Bereichen. Die Ordnungspolizei kann nicht zusätzlichen Dienst an den Wochenenden übernehmen. In diesem Fall müssen auch zwei Leute der Ordnungspolizei wegen der Gefährlichkeit den Dienst versehen. 
Die Stadt Runkel hat nicht die Absicht, die Verkehrsteilnehmer stärker zur Kasse zu bitten. Für den Bezirk Runkel/Villmar/Weinbach ist ein Ordnungspolizist zuständig. Diese Person hat Anspruch auf Urlaub, Anspruch auf Abbau von Überstunden oder hat das Recht auf Krankschreibung, wenn notwendig. In solchen Fällen liegt der Ordnungsbehördenbereich Runkel vollkommen brach und Vorgänge können nicht bearbeitet werden oder verjähren. 

Zum geplanten zweiten Fußgängerüberweg in Steeden teilt Herr Bürgermeister Bender mit, dass das ASV Dillburg lediglich eine Fußgängerampel genehmigt.  
Herr Bürgermeister Bender bittet daher um Genehmigung dieser befristeten Stelle.

Bezüglich der Neueinführung des Personalausweises teilt Herr Bürgermeister Bender mit, dass die Ausstellung eines Ausweises 22 – 23 Min. dauert. Es bilden sich mittlerweile lange Schlangen vor dem Einwohnermeldeamt, wenn  neue Personalausweise beantragt werden. Bürger beschweren sich und verlassen das Rathaus. Aus Gründen des Datenschutzes dürfen die Antragsteller sich nur alleine im Einwohnermeldeamt aufhalten. 

Herr Bender bittet daher um Genehmigung einer neuen Stelle im Bereich Einwohnermeldeamt. Es ist eine gewisse Gegenfinanzierung vorgesehen, da für die Ausstellung eines neuen Personalausweises ein erhöhter Satz von den Antragstellern gezahlt wird. Aus diesem Grund sind die Personalkosten in diesem Bereich nicht sehr kostentreibend. 

Herr Stadtverordneter Belz fügt an, dass die Umgehung in Dehrn noch nicht fertiggestellt ist und eine Verkehrsüberwachungsanlage in der betreffenden Straße installiert wird. Herr Belz ist gegen die Aufstellung neuer Starenkästen. Es gibt keine Messungen, die belegen, dass diese Maßnahme notwendig ist.  
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Herr Stadtverordneter Trog erklärt, dass im Stadtteil Steeden ein PKW- und LKW-Verkehr von 5.000 Fahrzeugen/Tag in einer Richtung gezählt worden ist.  Es müssen Maßnahmen für die Verkehrsberuhigung getroffen werden. 
Herr Stadtverordneter Polomski stimmt Herrn Trog zu und ergänzt, dass diese Aufzeichungen jeden Monat an die Ortsbeiratsmitglieder in Dehrn verteilt werden. Dehrn hat starken Durchgangsverkehr in Richtung Eschhofen, dieses trotz der Umgehungsstraße. Auf den Meßprotokollen kann man genau erkennen, wie schnell gefahren wird und wieviel Fahrzeuge durch Dehrn fahren. 

Herr Stadtverordneter Belz sagt, dass andere Stadtteile, wo z.B. die B8 durchführt, ein vielfaches an  Verkehrsaufkommen haben. 

Herr Bürgermeister Bender entgegnet, dass die Geschwindigkeitsmessungen in den Stadtteilen von Runkel regelmäßig eklatante Überschreitungen aufzeichnen. Die Ortsbeiräte beschweren sich regelmäßig schriftlich über die Geschwindigkeitsüberschreitungen. Der Fußgängerüberweg in Steeden ist vom ASV Dillenburg damals abgelehnt worden, weil die Verkehrszählung vom ASV minimal unter der Zählung der Stadt Runkel lag. 

Ein weiterer Punkt ist der zunehmende Vandalimus, z.B. im Stadtteil Dehrn, wo es im Bereich des Bürgerhauses nachts  wiederholt zu Beschädigungen gekommen ist. Die Polizei kommt nicht auf Verdacht. Die Erhöhung der Sicherheit in den Stadtteilen ist sehr wichtig. Durch eine zusätzliche Stelle hätte die Stadt Runkel die Möglichkeit für mehr Sicherheit zu sorgen. 

Herr Stadtverordneter Kuhlisch erklärt Herrn Belz, dass es nicht darum geht wieviel Fahrzeuge durch die Stadtteile fahren, sondern wie schnell. Die Straßenverkehrsordnung gibt Regeln vor, die auch eingehalten werden müssen. 

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach erklärt, dass ein Antrag der CDU-Fraktion auf Einzelabstimmung zu den neu ausgewiesenen 3 halben Stellen vorliegt und bittet um Abstimmung.
1) Einwohnermeldeamt 0,5 Stelle:

Abstimmung:

Ja - 15

Nein - 8

Enthaltung- 0

Der Antrag der CDU-Fraktion auf Streichung der Stelle im Stellenplan ist somit abgelehnt.  

2) Ordnungsamt 0,5 Stelle:
Abstimmung: 

Ja - 15

Nein - 7

Enthaltung - 1

3) Ordnungsbehörde 0,5 Stelle auf 2 Jahre befristet:

Abstimmung: 

Ja - 15

Nein - 7

Enthaltung - 1
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Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach fragt an, ob noch weitere Wortmeldungen zum Stellenplan vorliegen, nachdem dies nicht der Fall ist, leitet er über zum Entwurf des Finanzshaushaltes.

Zu den Investitionen stellt Herr Naß ( CDU-Fraktion) den Antrag, den Radweg aus dem Haushaltsentwurf herauszunehmen.
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach bittet um Abstimmung über diesen Antrag.

Abstimmung:

Ja - 5

Nein - 15

Enthaltung - 3

Der Antrag der CDU-Fraktion, die Investion für den Radweg aus dem Haushalt herauszunehmen, wird abgelehnt. 

a) Beschluss Haushaltsplan nebst Stellenplan
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach bittet nun um die Beschlussfassung des Haushaltsplanes nebst Stellenplan aufgrund der vom HFA vorgeschlagenen Variante. 
Abstimmung:

Ja- 15

Nein - 5

Enthaltung - 3


b) Haushaltssicherungskonzept:
Abstimmung:

Ja – 23

Nein- 0

Enthaltung – 0
Das Haushaltssicherungskonzept wird durch die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel einstimmig beschlossen.
c) Investitionsprogramm und Ergebnis- und Finanzplanung für die
Jahre 2011 –  2015

Abstimmung:

Ja - 20

Nein-
0

Enthaltung – 3
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel nimmt Kenntnis von dem Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2011- 2015 und beschließt gemäß 114 H Abs. 3 HGO das Investitionsprogramm für den gleichen Zeitraum.
d) Haushaltssatzung
Abstimmung:

Ja- 17

Nein – 1

Enthaltung – 5

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel nimmt die vorliegende neu ausgeteilte Fassung der Haushaltssatzung an.
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Punkt 8
Hessisches Schiedsamtsgesetz;

hier:
Wiederwahl von Frau Michaela Thomas

Widerstreit der Interessen. Frau Thomas verläßt den Saal um 21.10 Uhr.
Herr Stadtverordneter Rosbach erläutert, dass die Amtszeit der Schiedsfrau, Frau Michaela Thomas, ausläuft. Frau Thomas hat sich bereit erklärt, für eine weitere 5-jährige Amtszeit zur Verfügung zu stehen. 

Herr Bürgermeister Bender ergänzt, dass Frau Thomas sich in ihrer bisherigen Dienstzeit sehr verdient gemacht hat und dass der Vorsitzende der Schiedsmannvereinigung um Wiederwahl von Frau Thomas bittet. Dieser hatte sich sehr positiv über Frau Thomas geäußert. 

Frau Thomas hat sich im Vorfeld dahingehend geäußert, dass dies ihre letzte Amtszeit sein soll.

Aus diesem Grund ist keine Ausschreibung erfolgt.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammtlung der Stadt Runkel beschließt einstimmig, Frau Michaela Thomas für weitere 5 Jahre als Schiedsfrau zu wählen.
Abstimmung:


Ja – 22


Nein – 0

Herr Stadtverordneter Rosbach teilt Frau Thomas ihre Wiederwahl mit und gratuliert ihr. 

Punkt 9
Genehmigung der Niederschrift vom 17.12.2010

Die Genehmigung der Niederschrift vom 17.12.2010 ist erteilt. 

Herr Rosbach erklärt, dass er von der Verwaltung eine Seite zum Austausch für das Protokoll vom 22.09.2010 erhalten hat. Es geht um den Sportplatz Ennerich. 
Punkt 10
Mitteilungen des Magistrats

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass vor der Stadtverordnetenversammlung eine Magistratssitzung stattgefunden hat. Es geht um die Vermarktung Kappesborder Berg. Der Vertrag zwischen der Stadt Runkel und der PGV Planungs- und Projektbüro wird unterzeichnet.
Herr Bürgermeister Bender sagt weiterhin, dass die Stadt Runkel seit einigen Jahren ein Vermögen bei der Süwag vorrätig hat. Der Stand zum 31.12.2010 beträgt 433.957,39 € netto. Der Nettobetrag ist rechtlich der grundlegende Betrag. In 2009 sind aus diesem Kapitaldienst Leistungen getätigt worden in Höhe von 10.141,-- € und in 2010 Leistungen in Höhe von 21.778,-- €. 

Die Erfassung des Kommunalen Sachanlagevermögens der Stadt Runkel für die Eröffnungsbilanz liegt derzeit beim Rechnungsprüfungsamt des Landkreises zur Prüfung vor.
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Das Sachanlagenvermögen der Stadt Runkel zum Bilanzstichtag 31.12.2008 ist:

Kanalnetz               

  : 5.371,707,-- €
Grund u. Boden    

  : 19.352.671,-- €

Fahrbahnen u. Gehwege
  :  2.919.358,-- €

Wassernetz                                :  2.855.210,-- €

Gebäude                                    : 6.792.593,-- €

Brücken u. Stützmauern            : 1.013.513,-- €

Gesamtwert                             : 38.305.052,-- €

Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass  die Wertsteigerungen (z.B. Kindergarten in Steeden oder Bürgerhaus in Dehrn, diverse Sportstätten usw.) der Haushaltsjahre 2009 und 2010 noch dazugezählt werden müssen.
Die Abschreibungen und Rückstellungswerte müssen berechnet und berücksichtigt werden.

Herr Bürgermeister Bender teilt bezüglich laufender Baumaßnahmen mit:
Die Arbeiten für den Anbau des Bürgerhauses Dehrn sind abgeschlossen und die Freigabe ist für Februar 2011 vorgesehen. 

Die Arbeiten für den Erweiterungsbau des Kindergartens Steeden sind abgeschlossen.

Die Ausschreibung und die Auftragsvergabe für die Sanierung des Bürgerhauses in Eschenau (Teilerneuerung der Kücheneinrichtung) ist erfolgt. Der Einbau erfolgt in der 12. u. 13. KW nach Rücksprache mit dem Ortsbeirat. 

Die Ausschreibungen für die Dorferneuerung Hofen laufen. Der Beginn der Baumaßnahmen wird im April / Mai 2011 erfolgen.

Die Balkonsanierung für das Bürgerhaus Steeden ist abgeschlossen.

Die Böschungssicherung für den Radweg R 7 in Steeden ist abgeschlossen.

Die Kanalbauarbeiten in Dehrn, Rußwertstr. / Austr., werden nächste Woche beginnen.

Der Sportplatzausbau in  Ennerich wird Mitte März begonnen (bei frostfreier Witterung). Fertigstellung wird voraussichtlich August 2011 sein.
Herr Bürgermeister Bender teilt weiterhin mit, dass laut Süwag 125 Bleihausanschlüsse vorhanden sind. Diese müssen nach gesetzlicher Vorgabe bis Ende 2013 alle ausgetauscht werden. 
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Herr Bürgermeister Bender bedankt sich bei Herrn Kuhlisch für die Vertretung des Stadtverordnetenvorstehers.

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach teilt mit, dass in der Präsidiumssitzung festgelegt wurde, wenn wichtige Punkte vor der Kommunalwahl durch das Parlament zu beschließen sind, dies in der Sitzung am 02.03.2011 erfolgen soll. 
Herr Rosbach bedankt sich bei den Stadtverordneten und schließt die Sitzung um 21.25 Uhr.

1. Stadtverordnetenvorsteher:  Rosbach                                   Schriftführerin: Butzbach

